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Vorwort 

Im EG-Vertrag haben sich die Mitgliedstaaten das Ziel
gesetzt, das Gefälle zwischen starken und schwachen
Regionen auszugleichen und damit die wirtschaft-
lichen und sozialen Ungleichheiten innerhalb der
Gemeinschaft zu verringern. Das ist die Aufgabe der
EU-Strukturpolitik. Indem die Lebenschancen aller
Europäerinnen und Europäer einander angeglichen
werden, trägt die EU dazu bei, ein wirtschaftlich und
sozial stabiles Europa zu schaffen. 

Die Europäische Strukturpolitik steht somit für
die Solidarität innerhalb der Gemeinschaft. Sie leistet
einen wichtigen Beitrag zum Zusammenwachsen
Europas.

Zur Erreichung dieser Ziele werden die EU-Mit-
gliedstaaten von der EU finanziell unterstützt. Die
wichtigsten Finanzierungsinstrumente der Regional-
förderung sind die “Europäischen Strukturfonds“.
Deutschland profitiert von diesen Fonds, sowohl vom
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE)
als auch vom Europäischen Sozialfonds (ESF). In mehr-
jährigen Förderprogrammen der Bundesländer und
des Bundes werden die Mittel aus den Strukturfonds
eingesetzt, um Regionen zu helfen, Standortnach-
teile abzubauen, die regionale Wettbewerbsfähigkeit
zu verbessern und Wirtschaft und Beschäftigung
anzukurbeln.

Am 1. Januar 2007 hat die neue Förderperiode
2007 – 2013 in der EU-Strukturpolitik begonnen. Eine
wichtige Neuerung ist das Instrument des Nationalen
Strategischen Rahmenplans (NSRP) 2007 – 2013, wel-
cher die Gesamtstrategie zur EU-Strukturförderung
in jedem Mitgliedsland enthält und die Basis für die
regionalen Förderprogramme bildet.  

Diese Broschüre bietet Ihnen einen Überblick
über die EU-Strukturpolitik in Deutschland, über den
NSRP und seine Inhalte. Außerdem erhalten Sie In-
formationen über Kontakte und Ansprechpartner bei
den regionalen Förderprogrammen der Bundes-
länder.

Ich hoffe, dass diese Broschüre dazu beiträgt, die
EU-Strukturfonds, ihre Einsatzmöglichkeiten und
den NSRP als Dokument einer nationalen Dachstrate-
gie bekannter und transparenter zu machen.

Michael Glos
Bundesminister für Wirtschaft und Technologie
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Einführung in die EU-Strukturpolitik

Die europäische Strukturpolitik ist ein zentraler Poli-
tikbereich der Europäischen Union. In den Jahren
2007-2013 werden insgesamt rund 308 Mrd. € einge-
setzt, um den wirtschaftlichen und sozialen Zusam-
menhalt in der Union zu stärken und vor allem den
Entwicklungsrückstand besonders strukturschwa-
cher Regionen gegenüber dem EU-Durchschnitt
durch gezielte Maßnahmen zu verringern. Gleichzei-
tig sollen die EU-Strukturfonds in der neuen Struk-
turfondsperiode 2007 bis 2013 deutlicher als bisher
zur Stärkung von Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit
und Beschäftigung in Europa beitragen. Es handelt
sich folglich um einen sehr konkreten Politikbereich,
der im Ergebnis praktische Auswirkungen hat: Men-
schen wird geholfen, Arbeit zu finden und in ihrem
Land, ihrer Region, ihrem Stadtviertel oder ihrem Dorf
ein besseres Leben zu führen. Deutschland wird in
der laufenden Strukturfondsperiode rund 26,3 Mrd. €
erhalten.

Im Rahmen der Strukturförderung sind alle Re-
gionen in unterschiedlichen Zielen förderfähig. Diese
Ziele unterscheiden sich im Hinblick auf die Ausge-
staltung der Förderung, z. B. bei den Förderinhalten
und den Fördersätzen. 

3 Das Ziel „Konvergenz“ bezieht sich auf die Ent-
wicklung und die Strukturanpassung von Regionen
mit Entwicklungsrückstand. Hier sind wirtschaftlich
schwächste Regionen förderfähig, d. h. Regionen mit
einem BIP/Kopf unter 75% des EU-25-Durchschnitts
und Übergangs- bzw. „Phasing-Out-Regionen (Regio-
nen mit BIP/Kopf unter 82,19% in EU-25, d. h. entspre-
chend 75% in EU-15). Im Ziel „Konvergenz“ sind in
Deutschland die neuen Länder und als Übergangsre-
gion die Region Lüneburg/Niedersachsen förderfähig.

3 Im Ziel „Regionale Wettbewerbsfähigkeit und
Beschäftigung“ sind alle übrigen Gebiete der Ge-
meinschaft unabhängig von strukturellen Problemen
förderfähig. In Deutschland sind dies alle alten Bun-
desländer mit Ausnahme der Region Lüneburg/
Niedersachsen.

3 Im Ziel „Europäische territoriale Zusammen-
arbeit“ werden Maßnahmen gefördert, an denen
Regionen verschiedener EU-Mitgliedstaaten gemein-
sam beteiligt sind. 

Seit Januar 2007 umfasst die EU-Strukturpolitik
zwei Fonds: den Europäischen Regionalfonds
(EFRE) und den Europäischen Sozialfonds (ESF).

3 Mit dem EFRE werden Programme in den Berei-
chen regionale Entwicklung, wirtschaftlicher Wan-
del und verbesserte Wettbewerbsfähigkeit gefördert.
Finanzierungsschwer-punkte sind u. a. Forschung,
Innovation, Umweltschutz und Unterstützung pri-
vater und öffentlicher Investitionen wie Infrastruktur-
investitionen, um zum Abbau der regionalen Un-
gleichgewichte in der Union beizutragen. 

3 Der ESF wird im Einklang mit der Europäischen
Beschäftigungsstrategie durchgeführt und hat fol-
gende vier Schwerpunkte: Verbesserung der Anpas-
sungsfähigkeit von Beschäftigten und Unternehmen,
Verbesserung des Zugangs zum Arbeitsmarkt, För-
derung der sozialen Eingliederung durch die Bekäm-
pfung von Diskriminierung und durch die Erleich-
terung des Zugangs zum Arbeitsmarkt für benachtei-
ligte Personengruppen sowie Förderung von Part-
nerschaften für Reformvorhaben in den Bereichen
Beschäftigung und Eingliederung. 

Die Durchführung der EU-Strukturfonds erfolgt
auf der Grundlage von Operationellen Programmen,
in denen die Förderstrategie der jeweiligen Region
beschrieben wird. Grundsätzlich werden in Deutsch-
land diese Programme von den Bundesländern erar-
beitet und verwaltet, die jeweils ein EFRE- und ein
ESF-Programm erstellen. Außerdem gibt es zwei Pro-
gramme, für die der Bund zuständig ist: das Bundes-
programm Verkehr im Rahmen des EFRE und das ESF-
Bundesprogramm. Weitere Operationelle Programme
gibt es für die Förderung der territorialen Zusammen-
arbeit. Die Operationellen Programme müssen von
den Mitgliedstaaten bei der KOM eingereicht und von
dieser genehmigt werden. 

Den rechtlichen Bezugsrahmen für die Opera-
tionellen Programme bilden die EU-Strukturfonds-
Verordnungen. Zur Konkretisierung der EU-Verord-
nungen sind mit Beginn der Förderperiode 2007 –
2013  zwei neue strategische Instrumente eingeführt
worden: Strategische Kohäsionsleitlinien und
Nationaler Strategischer Rahmenplan (NSRP)
2007 bis 2013.  Die Strategischen Kohäsionsleitlinien
enthalten Empfehlungen der Europäischen Kommis-
sion zur stärkeren Ausrichtung der EU-Strukturfonds
auf mehr Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und
Beschäftigung. Der NRSP enthält die Gesamtstrategie
des jeweiligen Mitgliedslandes für den Einsatz der
EU-Strukturfonds.

Für die Verhandlungen der Strukturfonds-Ver-
ordnungen war das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie federführend zuständig. Dabei
ist es gelungen, wichtige Anliegen von Deutschland
durchzusetzen, z. B. Anreize zur Unternehmens-
verlagerung zu verhindern sowie die Förderung ge-
werblicher Investitionen fortzuführen und sie als
Beitrag für mehr Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit
und Beschäftigung einzustufen.



Der NSRP für den Einsatz der EU-Strukturfonds in der Bundesrepublik Deutschland 2007–2013 8 9

Verteilung der EU-Strukturmittel 
in Deutschland 

Der Nationale Strategische Rahmenplan (NSRP) 
für den Einsatz der EU-Strukturfonds in 
der Bundesrepublik Deutschland 2007–2013 

auf die Regionen „Konvergenz“, „Phasing-Out“ 
und „Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäf-
tigung“ (in laufenden Preisen)

Von jedem Mitgliedsland ist ein Nationaler Strate-
gischer Rahmenplan (NSRP) vorzulegen, in dem die
Kohärenz der jeweiligen Förderstrategien in den
Mitgliedsländern verdeutlicht wird. Der NSRP für
Deutschland wurde von der Bundesregierung unter
Leitung des Bundeswirt-schaftsministeriums in ei-
nem intensiven Diskussionsprozess mit den Ländern
erarbeitet, begleitet von einem mehrstufigen Mei-
nungsaustausch mit den Wirtschafts- und Sozialpart-
nern. Dabei galt zum einen, ein einheitliches natio-
nales Strategiepapier zu entwickeln, zum anderen
mussten die Besonderheiten der deutschen Regionen,
die mit unterschiedlichen Problemen konfrontiert
sind, ausreichend Berücksichtigung finden. Dies zeigt
sich insbesondere im Unterschied zwischen den west-
deutschen Ländern mit langjähriger Zugehörigkeit
zur EU und Erfahrung mit dem strukturellen Wandel
und den ostdeutschen Bundesländern, die eine Trans-
formation ihrer Wirt-schaft aus der zentral verwal-
teten Planwirtschaft durchlaufen haben. 

Der deutsche NSRP wurde im Januar 2007 bei der
Europäischen Kommission offiziell eingereicht und
im Mai 2007 von der Kommission gebilligt.

Parallel zur Erstellung des NSRP hat die Phase der
Konzeption und Einreichung der regionalen Opera-
tionellen Programme (OP) begonnen. Mit den Ent-
scheidungen der Europäischen Kommission wird im
ersten Halbjahr 2007 gerechnet.

Auf Grundlage einer Stärken-Schwächen-Analyse für
Deutschland haben sich Bund und Länder auf folgen-
de strategische Ziele verständigt:

1. Innovation und Ausbau der Wissensgesellschaft
sowie Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Wirt-
schaft 

2. Erhöhung der Attraktivität der Regionen für
Investoren und Einwohner durch nachhaltige Regio-
nalentwicklung 

3. Arbeitsmarkt auf neue Herausforderungen aus-
richten – mehr und bessere Arbeitsplätze

4. Regionen chancen- und ausgleichsorientiert
weiterentwickeln

Diese übergeordneten Ziele werden in thematischen
Prioritäten differenziert nach Zielregionen konkreti-
siert, um den jeweiligen Stärken und Schwächen
Rechnung zu tragen. Die folgende Grafiken geben
einen Überblick über das Zielsystem, die themati-
schen Prioritäten und enthalten eine beispielhafte
Auflistung von Ansatzpunkten für die Förderung. 

Land

Brandenburg

Mecklenburg-Vorpommern

Sachsen

Sachsen-Anhalt

Thüringen

Baden-Württemberg

Bayern

Berlin

Bremen

Hamburg

Hessen

Niedersachsen*

Nordrhein-Westfalen

Rheinland-Pfalz

Saarland

Schleswig-Holstein

Bundesprogramm Verkehr

Bundesprogramm ESF

Gesamtsumme**

Konvergenz

1.107.445.977

1.669.893.853

3.089.170.560

1.802.648.802

2.106.697.012

0

0

0

0

0

0

0

0

0

0

0

1.121.703.946

966.914.892

11.864.475.042

Phasing-Out

1.011.536.226

0

873.829.060

773.074.203

0

0

0

0

0

0

0

799.010.942

0

0

0

0

398.615.693

358.654.159

4.214.720.283

Regionale
Wettbewerbsfähigkeit

und Beschäftigung

0

0

0

0

0

409.398.654

885.993.891

1.211.565.841

231.061.373

126.421.681

450.189.363

875.860.378

1.967.427.185

331.380.027

284.002.775

473.900.508

0

2.162.219.289

9.409.420.965

Summe

2.118.982.203

1.669.893.853

3.962.999.620

2.575.723.005

2.106.697.012

409.398.654

885.993.891

1.211.565.841

231.061.373

126.421.681

450.189.363

1.674.871.320

1.967.427.185

331.380.027

284.002.775

473.900.508

1.520.319.639

3.487.788.340

25.488.616.290

* In Niedersachsen hat nur die Region Lüneburg den Status
einer „Phasing-out“-Region, alle anderen niedersächsischen
Regionen sind im Ziel „Regionale Wettbewerbsfähigkeit 
und Beschäftigung“ förderfähig.
** Für das Ziel „Territoriale Zusammenarbeit“ werden in
Deutschland 0,8 Mrd. € eingesetzt.
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Zielsystem für die deutschen Regionen 
im Ziel „Konvergenz“

Förderung von Innovation und Ausbau 
der Wissensgesellschaft sowie Stärkung der
Wettbewerbsfähigkeit der WirtschaftSt

ra
te

-
g
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e
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e

Erhöhung der Attraktivität der Regionen 
für Investoren und Einwohner 
durch nachhaltige Regionalentwicklung

Arbeitsmarkt auf neue 
Herausforderungen ausrichten – mehr 
und bessere Arbeitsplätze

Steigerung der
Wettbewerbsfähigkeit der
Wirtschaft

Entwicklung und Ausbau 
der Infrastruktur für 
nachhaltiges Wachstum

Förderung von Innovation, 
Forschung und Entwicklung 

Förderung überregional
bedeutsamer Ver-
kehrswegeinvestitionen

Steigerung der Anpas-
sungs- und
Wettbewerbsfähigkeit
von Unternehmen und
Beschäftigten

Verbesserung des
Humankapitals

Verbesserung des Zu-
gangs zu Beschäftigung
sowie der sozialen Ein-
gliederung von benach-
teiligten Personen

3 Verbesserung vor allem
der großräumigen Erreich-
barkeit durch den Ausbau
des Transeuropäischen
Verkehrsnetzes und wei-
terer überregional be-
deutsamer Verkehrsver-
bindungen
3 Verbesserung der An-
bindung an bedeutende
Wirtschaftsstandorte und
Stärkung von Gateway-
Funktionen
3 Verlagerung des Ver-
kehrs auf umweltfreund-
lichere Verkehrsträger im
überregionalen Kontext

3 Potenzialberatung von
Unternehmen zur Steige-
rung der Anpassungs-
und Wettbewerbsfähig-
keit
3 Gezielte Aktivitäten zur
Absicherung des Fachkräf-
tebedarfs angesichts des
demographischen Wan-
dels
3 Erhöhung der Weiter-
bildungsbeteiligung von
Beschäftigten in kleinen
und mittleren Unterneh-
men
3 Förderung der Netz-
werktätigkeiten zwischen
Unternehmen
3 Unterstützung von in-
novativen Formen der
Arbeitsorganisation und
Arbeitszeitmodellen
3 Diversity Management
und Förderung der Chan-
cengleichheit von Frauen
und Männern
3 Unterstützung betrieb-
licher Restrukturierungs-
prozesse
3 Förderung von Existenz-
gründern und Verbrei-
tung des Unternehmer-
geistes

3 Absicherung eines um-
fangreichen Ausbildungs-
angebots und qualitative
Verbesserung der dualen
Ausbildung
3 gezielte Maßnahmen
für Jugendliche mit
schlechten Bildungsvor-
aussetzungen im Über-
gang Schule-Beruf
3 Verbesserung der
Durchlässigkeit zwischen
den verschiedenen Sys-
temen der beruflichen
Aus- und Weiterbildung
3 Förderung einer Kultur
des lebensbegleitenden
Lernens, u. a. durch die
Vernetzung regionaler
Weiterbildungssysteme
3 Stärkung des Human-
kapitals in Forschung und
Innovation
3 Schaffung von For-
schungs- und Entwick-
lungsnetzwerken zwi-
schen Hochschul- und
Forschungseinrichtungen
sowie Forschungs- und
Technologiezentren und
Unternehmen
3 Spezifische Maßnahmen
zur Förderung der Chan-
cengleichheit von Frauen
und Männern in der beruf-
lichen Aus- und Weiterbil-
dung sowie konsequentes
Gender-Mainstreaming in
allen Bereichen

3 Aktive und präventive
Maßnahmen zur Redu-
zierung der Langzeitar-
beitslosigkeit und zur
Unterstützung von
Berufsrückkehrerinnen
3 Verbesserung der
Beschäftigungsfähigkeit
durch flankierende Maß-
nahmen
3 Gezielte Maßnahmen
an der zweiten Schwelle,
vor allem für junge Frauen
3 Aktivierung und Un-
terstützung regionaler
und lokaler Potenziale zur
sozialen Eingliederung,
z. B. durch Kleinprojekte
und Mikrodarlehen
3 Förderung von regiona-
len Bündnissen, Initia-
tiven und Netzwerken
3 Bekämpfung von Frem-
denfeindlichkeit und
Diskriminierungen beim
Zugang zum Arbeitsmarkt
3 Spezifische Förderun-
gen für bestimmte arbeits-
marktpolitische Zielgrup-
pen, wie Behinderte,
Strafgefangene usw.

3 Förderung einzelbetrieb- 
licher FuE-Projekte zur Ent-
wicklung neuer Produkte und
Verfahren 
3 Förderung von FuE-Koopera-
tionen zwischen Forschungs-
einrichtungen, Hochschulen
und Wirtschaft zur Verbesse-
rung des Wissenstransfers
3 Förderung des Technologie-
transfers, einschließlich 
der Förderung von Clustern
3 Bereitstellung von Risiko-
kapital für junge Technologie-
unternehmen
3 Innovationsförderung für
kleine und mittlere Unterneh-
men
3 Entwicklung von wettbe-
werbs- und zukunftsfähigen
Hochschulen als Zentren des
Wissenschaftssystems mit
internationaler Ausstrahlung
3 Bau- und Ausstattungsförde-
rung im Bereich der Bildungs-
infrastruktur, einschließlich
der Förderung des Einsatzes
innovativer Informationstech-
nologien als wichtiger Ansatz
zur Gewährleistung attraktver,
zugänglicher und hochwerti-
ger Schul- und Ausbildungs-
inhalte
3 Bereitstellung einer adäqua-
ten Infrastruktur für die Wis-
senschaft
3 Anreizprogramm zur ver-
stärkten Nutzung erneuerba-
rer Energien

3 Förderung gewerblicher
Investitionen im Rahmen der
einzelbetrieblichen Investitio-
nsförderung, insbesondere in
KMU 
3 Förderung von regionalen
Netzwerken der Wirtschaft
3 Abbau von Finanzierungs-
hemmnissen, insbesondere
für den Mittelstand
3 Förderung von Risikokapi
talfonds und ggf. weiterer
Finanzierungsinstrumente
3 Hilfestellung beim Zugang
zu nationalen und internatio-
nalen Märkten
3 Nutzung ökologischer Inno-
vationen und der Steigerung
der Energie- und Ressourcen-
effizienz
3 Stärkung des Unternehmer-
tums, insbesondere durch
Gründungsinitiativen

3 Entwicklung und Umset-
zung integrierter Entwick-
lungskonzepte zur Anpassung
der technischen und sozialen
Infrastruktur
3 Nutzung der Potenziale im
Bereich der kulturellen Infra-
struktur und des Tourismus
3 Sicherung der wirtschafts-
nahen Infrastruktur
3 Verbesserung der regiona-
len Verkehrsinfrastruktur und
Erreichbarkeit
3 Verkehrsverlagerung auf
umweltfreundlichere Ver-
kehrsträger
3 Optimierung der Umwelt-
infrastruktur, Verbesserung
des Risikomanagements und
Natura 2000
3 Gezielte Nach- und Neunut-
zung von Brachflächen
3 Maßnahmen zur Erreichung
eines guten Umweltzustan-
des, insbesondere hinsichtlich
Gewässerökologie, Luftquali-
tät und Lärmschutz
3 Maßnahmen zur nachhalti-
gen Stadtentwicklung, insbe-
sondere in städtischen Pro-
blemgebieten und Sicherung
der allgemeinen Daseinsvor-
sorge im Kontext demogra-
phischer Veränderungen
3 Risikovorsorge, insbesonde-
re beim Hochwasserschutz
3 Nutzung von Informations-
und Kommunikationsdiensten

Th
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Zielsystem für die deutschen Regionen 
im Ziel „Regionale 
Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung“

Innovation und Ausbau der Wissens-
gesellschaft sowie Stärkung der
Wettbewerbsfähigkeit der WirtschaftSt

ra
te

-
g

is
ch

e
Zi

el
e

Erhöhung der Attraktivität der Regionen 
für Investoren und Einwohner 
durch nachhaltige Regionalentwicklung

Arbeitsmarkt auf neue
Herausforderungen ausrichten – mehr
und bessere Arbeitsplätze

Stärkung der 
unternehmerischen 
Basis

Abbau regionaler Dispari-
täten und Ausbau spezifi-
scher regionaler Potenziale
durch nachhaltige
Regionalentwicklung

Förderung einer wissens-
basierten, innovationsorien-
tierten Entwicklung

Steigerung der 
Anpassungs- und Wett-
bewerbsfähigkeit 
von Unternehmen und
Beschäftigten

Verbesserung des
Humankapitals

Verbesserung der
Arbeitsmarktchancen und
Integration benachteiligter
Personen

3 Potenzialberatung von 
Unternehmen zur Steigerung
der Anpassungs- und Wett-
bewerbsfähigkeit
3 Gezielte Aktivitäten zur
Absicherung des Fachkräfte-
bedarfs angesichts des demo-
graphischen Wandels
3 Erhöhung der Weiterbil-
dungsbeteiligung von Be-
schäftigten in kleinen und
mittleren Unternehmen
3 Förderung von Netzwerk-
tätigkeiten zwischen Unter-
nehmen
3 Unterstützung von innova-
tiven Formen der Arbeitsor-
ganisation und Arbeitszeit-
modellen
3 Unterstützung betrieblicher
Restrukturierungsprozesse
3 Diversity Management und
Förderung der Chancen-
gleichheit von Frauen und
Männern
3 Förderung von Existenz-
gründern und Verbreitung
des Unternehmergeistes

3 Absicherung eines umfang-
reichen Ausbildungsangebots
und qualitative Verbesserung
der dualen Ausbildung
3 gezielte Maßnahmen für
Jugendliche mit schlechten
Bildungsvoraussetzungen im
Übergang Schule-Beruf
3 Verbesserung der Durchläs-
sigkeit zwischen den verschie-
denen Systemen der berufli-
chen Aus- und Weiterbildung
3 Förderung einer Kultur des
lebensbegleitenden Lernens,
u. a. durch die Vernetzung 
regionaler Weiterbildungs-
systeme
3 Stärkung des Human-
kapitals in Forschung und
Innovation
3 Schaffung von Forschungs-
und Entwicklungsnetzwerken
zwischen Hochschul- und For-
schungseinrichtungen sowie
Forschungs- und Technolo-
giezentren und Unternehmen
3 Spezifische Maßnahmen zur
Förderung der Chancengleich-
heit von Frauen und Männern
in der beruflichen Aus- und
Weiterbildung sowie konse-
quentes Gender-Mainstrea-
ming in allen Bereichen

3 Aktive und präventive Maß-
nahmen zur Reduzierung der
Langzeitarbeitslosigkeit und
zur Unterstützung von Berufs-
rückkehrerinnen
3 Verbesserung der Beschäfti-
gungsfähigkeit durch flankie-
rende Maßnahmen
3 Gezielte Maßnahmen an der
zweiten Schwelle, vor allem
für junge Frauen
3 Aktivierung und Unterstüt-
zung regionaler und lokaler
Potenziale zur sozialen Einglie-
derung, z. B. durch Kleinpro-
jekte und Mikrodarlehen
3 Förderung von regionalen
Bündnissen, Initiativen und
Netzwerken
3 Bekämpfung von Fremden-
feindlichkeit und Diskriminie-
rungen beim Zugang zum
Arbeitsmarkt
3 Spezifische Förderungen 
für bestimmte arbeitsmarkt-
politische Zielgruppen, wie
Behinderte, Strafgefangene
usw.

3 Förderung von Branchen
und Technologien mit beson-
deren Wachstumspotenzialen
sowie einzelnen Wachstums-
segmenten
3 Förderung von FuE
3 Intensivierung des Techno-
logietransfers
3 Ausbau der technologi-
schen Infrastruktur
3 Förderung innovativer
Dienstleistungen, Produkte
und Produktionsverfahren
3 Bedarfsgerechter Ausbau
der regionalen Wissensbasis
3 Förderung integrierter Stra-
tegien zur Clusterentwicklung
3 Förderung organisatori-
scher Innovationen Nutzung
ökologischer Innovationen als
Wettbewerbsvorteil
3 Steigerung der Ressourcen-
und Energieeffizienz des Ver-
arbeitenden Gewerbes und
Ausbau der Nutzung regene-
rativer Energien

3 Stärkung des traditionell
wichtigen Mittelstandes
3 Verbesserung des Grün-
dungsklimas und der Finan-
zierungsmöglichkeiten für
(innovative) Gründungen und
das Wachstum von kleinen
und mittleren Unternehmen
3 Förderung produktiver
Investitionen zur Beschleu-
nigung des Strukturwandels
3 Unterstützung der Wett-
bewerbsfähigkeit der Unter-
nehmen durch Stärkung des
Humankapitals (z. B. Bera-
tungen, Coaching, Qualifizie-
rungen)
3 Förderung der Außenorien-
tierung und internationalen
Vernetzung von Unternehmen
3 Erschließung neuer Betäti-
gungsfelder, z. B. im Tourismus
und Naturschutz

3 Abbau spezifischer Entwick-
lungshemmnisse in benach-
teiligten Gebieten und Stadt-
teilen
3 Förderung sozialer und or-
ganisatorischer Innovationen
zur Bewältigung der Heraus-
forderungen des demographi-
schen Wandels
3 Überprüfung von Plänen
und Maßnahmen vor dem Hin-
tergrund des Bevölkerungs-
rückgangs
3 Nutzung der endogenen Po-
tenziale des städtischen und
ländlichen Raums sowie der
Grenzregionen
3 Optimierung der Umweltin-
frastruktur und Natura 2000
3 Maßnahmen zur Erreichung
eines guten Umweltzustan-
des, insbesondere hinsichtlich
Gewässerökologie, Luftqua-
lität und Lärmschutz
3 Nutzung der Potenziale von
Brachflächen zur weiteren
Reduzierung der Neuinans-
pruchnahme von Flächen
3 Risikovorsorge, insbesonde-
re beim Hochwasserschutz
3 Kooperation mit anderen
Regionen zur Verbesserung
von Instrumenten und Imple-
mentationssystemen (z. B.
durch Benchmarking, Erfah-
rungsaustausch, Kooperations-
projekte)
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Ansprechpartner für EU-Strukturförderung

Für die Verwaltung der aus den Strukturfonds geförderten Programme sind die Mitgliedstaaten der
Europäischen Union zuständig. Sie bestimmen für jedes Programm eine Verwaltungsbehörde auf
nationaler oder regionaler Ebene. In Deutschland sind dies für EFRE und ESF die Bundesländer, für das
Bundesprogramm Verkehr im Ziel „Konvergenz“ das Bundesministerium für Verkehr, Bauwesen und
Stadtentwicklung und für das Bundesprogramm ESF das Bundesministerium für Arbeit und Soziales.

Zur EU-Strukturförderung gibt es ein breites Informationsangebot im Internet. 
Allgemeine Informationen finden Sie unter

3 Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie: www.bmwi.de

3 Europäische Kommission/DG Regionalpolitik: www.ec.europa.eu/regional_policy/index_de.htm

3 Die Internet-Adresse für den NSRP 2007 – 2013 lautet: www.bmwi.de/go/nsrp

Für die Operationellen Programme des Bundes und der Länder bietet das jeweils zuständige Landes-
bzw. Bundesministerium entsprechende Informationen an. Auch die Programme – bzw. bis zur Ge-
nehmigung durch die Europäische Kommission die Programmentwürfe – sind in der Regel von den
Internetseiten dieser Ministerien abrufbar. Auf der Internetseite des BMWi zur EU-Strukturpolitik ist
eine ausführliche link-Liste zu den Internetseiten der verantwortlichen Ministerien zu finden.



Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit des Bundesministeriums für Wirtschaft und Techno-
logie herausgegeben. Sie wird kostenlos abgegeben und ist nicht zum Verkauf bestimmt. Sie darf weder von
Parteien noch von Wahlwerbern oder Wahlhelfern während eines Wahlkampfes zum Zwecke der Wahlwerbung
verwendet werden. Missbräuchlich ist insbesondere die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an Informations-
ständen der Parteien sowie das Einlegen, Aufdrucken und Aufkleben parteipolitischer Informationen oder
Werbemittel. Untersagt ist gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum Zwecke der Wahlwerbung. Unabhängig
davon, wann, auf welchem Weg und in welcher Anzahl diese Schrift dem Empfänger zugegangen ist, darf sie auch
ohne zeitlichen Bezug zu einer Wahl nicht in einer Weise verwendet werden, die als Parteinahme der
Bundesregierung zugunsten einzelner politischer Gruppen verstanden werden könnte.


